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Beim Solidarpakt sind 
alle gefordert 
Generalsekretär Peter Hintze 

am 27 Januar vor der Presse in Bonn: 

as Präsidium hat gestern fünf Stunden über 
.ra8en des Solidarpaktes beraten. Es knüpfte 
Jtoit an die letzte Sitzung an, die sich ebenfalls 
'esem Thema widmete, und ich kann Ihnen 

z
eute schon ankündigen, daß der Parteivorsit- 
e"de das Präsidium zu einer weiteren Sitzung 
^ 9- Februar eingeladen hat, um den Fortgang 

r Solidarpaktverhandlungen zu beraten. 

I as Präsidium war sich einig, daß die in Deutsch- 
nd zu bewältigenden Aufgaben einer gemeinsa- 

uen Anstrengung aller gesellschaftlichen Kräfte 
tij 

dürfen; deshalb darf sich niemand der Verantwor- 
8 für den Solidarpakt entziehen. 

' b|eibt zu hoffen, daß die SPD ihre Verweige- 
n8shaltung überwindet und sich ihrer Verpflich- 
8 'n dieser Frage nicht mehr entzieht. 
8eht beim Solidarpakt um drei Ziele. 

ö
Es geht erstens um die Sicherung des Standortes 

St
eutschland. Ein wichtiges Element dabei ist das 

i andortsicherungsgesetz, welches morgen in erster 
% 

SUn8 im Deutschen Bundestag behandelt wird; 
es geht zweitens um den weiteren Aufbau Ost und 

'enSp8ent drittens um d'e Stützung der konjunkturel- 
ge ^ntvvicklung in einer weltwirtschaftlich schwieri- 

ge. (Fortsetzung Seite 2) 
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Beim Solidarpakt sind Bund, Länder und 
Gemeinden gefordert, ebenso Gewerk- 
schaften, Wirtschaft und nicht zuletzt 
auch die SPD. 
Folgende Elemente stehen fest: 

1. Zusagen der Wirtschaft an den Bun- 
deskanzler über zusätzliche Investitionen 
und Aufträge in die neuen Länder; 

2. die Zusage über den Erhalt industriel- 
ler Kerne in den neuen Ländern; 

3. zusätzliche Mittel für die neuen Län- 
der im Bundeshaushalt 1993: 
• 1,5 Milliarden DM für kommunale 

Investitionen, 
• 2,4 Milliarden DM für die Gemein- 

schaftsaufgabe „Regionale Wirt- 
schaftsförderung" und 

• 2,5 Milliarden DM für das Mittel- 
standsprogramm, 

4. ein Maßnahmenpaket der Bundesre- 
gierung zum beschleunigten Aufbau Ost. 
Es sieht insgesamt 18 konkrete Maßnah- 
men vor (siehe Seite 4/5). 
Ich nenne die vier wichtigsten: 
• Der Bund stellt 1993 und 1994 die 
Mehreinnahmen aus dem Zinsabschlags- 
gesetz vollständig für den Fonds Deut- 
sche Einheit zur Verfügung. 
• Die im Einigungsvertrag vorgesehene 
hälftige Belastung der neuen Länder 
durch die Altschulden der Treuhand- 
Anstalt und der Kreditabwicklungsfonds 
wird im Erblastenfonds vom Bund über- 
nommen. 
• Günstige Abschreibungsbedingungen 
als Investitionsanreiz werden verlängert. 
• Das Wohnraummodernisierungspro- 
gramm der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau wird um weitere zehn Milliarden DM 
auf 30 Milliarden DM aufgestockt. 
Das Präsidium hat das von Bundesfi- 
nanzminister Waigel vorgetragene Föde- 
rale Konsolidierungsprogramm als gute 
Grundlage für die Bewältigung der finan- 
ziellen Herausforderungen in den kom- 
menden Jahren begrüßt. Es würdigte aus- 
drücklich, daß damit ein Gesamtkonzept 
vorliegt, um 

• die Finanzausstattung der neuen Län- 
der langfristig auf eine verläßliche 
Grundlage zu stellen, 

• die Abtragung der finanziellen Erblas1 

zu regeln und 
• die Rahmenbedingungen für Wirt- 

schaft und Wachstum in ganz 
Deutschland zu sichern. 

Das Konzept wurde intensiv diskutiert; 
es wurde nicht abschließend behandelt. 
In der nächsten Woche trifft der Bundes- 
kanzler mit den Ministerpräsidenten der 
Länder zusammen. Auch die Ergebnisse 
dieses Treffens werden auf der nächsten 
Präsidiumssitzung besprochen. 

Zu einzelnen Punkten der gestrigen 
Beratungen des Präsidiums: 

1. Die im Föderalen Konsolidierungs- 
programm vorgelegten Sparmaßnahmen 
wurden vom Präsidium unterstützt. 

2. Das Präsidium hält am Beschluß des 
Düsseldorfer Parteitages fest, Steuererhö' 
hungen zur Bewältigung der finanzielle'1 

Erblast des SED-Regimes ab 1995 vorzu- 
sehen. Dazu soll ein Solidaritätszuschlai? 
wieder eingeführt werden. 

3. Es besteht Diskussionsbedarf über &e 

zukünftige Verschuldung der neuen Län' 
der. Über diesen Punkt werden wir im 
Präsidium noch miteinander sprechen. 

4. Auf der Tagesordnung bleibt die 
Frage der Lastenverteilung zwischen 
Bund und Ländern, insbesondere des 
Beitrags der alten Länder. 

5. Das Präsidium hat beschlossen, als 
wichtigen Wachstumsimpuls binnen küf' 
zester Frist die im Bundesvermögen 
befindlichen Grundstücke in den neuen 
Ländern für den Wohnungsneubau und 
für Infrastrukturmaßnahmen rasch ver- 
fügbar zu machen. Treuhandgrundstüc*' 
die nicht für die Weiterführung der je^e 

ligen Betriebe benötigt werden, sollen 
ebenfalls für diese Zwecke leichter 
zugänglich gemacht werden. 

6. Das Präsidium gab seiner Hoffnung 
Ausdruck, daß es im öffentlichen Diens 
zu einem maßvollen Abschluß kommt- 
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Wirtschaft will 130 Milliarden Mark 
in Ostdeutschland investieren 
'rotz der verschlechterten konjunktu- 
j^llen Lage planen die Spitzenver- 
»ande der Deutschen Wirtschaft für 
jjj|3 Investitionen in Höhe von 130 
Milliarden Mark in Ostdeutschland 
nach 110 Milliarden Mark im vergan- 
gen Jahr. Dies kündigten die führen- 
J?n Repräsentanten der Wirtschaft in 

'»»em Gespräch mit dem Bundeskanz- 
,er über den Solidarpakt an. 

ehrende Unternehmer werden sich dar- 
"er hinaus auf privater Ebene in Initia- 

;|vkreisen verstärkt für die neuen Bundes- 
nder engagieren und dabei unternehme- 
Sches Engagement mit kulturellen, 

feseUschaftlichen und sozialen Aktivitä- 
*n verbinden. 

u den Zusagen der Wirtschaft gehört 
•  ch eine mehrjährige Ausbildungsstel- 
^n8arantie in Ost- und Westdeutschland. 
£,e deutsche Kreditwirtschaft wird ihren 

'trag zUm Privatisierungsprozeß in den 
st,ichen Bundesländern erheblich stei- 
^n- Sie wird alle Anstrengungen unter- 
hrnen, um zusätzlich eine Milliarde 

Mark in den Privatisierungsprozeß von 
sanierungsfähigen Unternehmen der 
Treuhandanstalt im eigenen Risiko einzu- 
bringen. 

Die deutsche Versicherungswirtschaft 
erklärte ebenfalls ihre Bereitschaft, einen 
Beitrag zum Solidarpakt zu leisten. Sie 
sagte zu, insgesamt eine Milliarde zusätz- 
lich in den Neubau von Wohnungen in 
den neuen Bundesländern zu investieren. 

Das deutsche Handwerk erneuerte seine 
Bereitschaft, auf 10 Prozent der Mittel für 
die Gewerbeförderung zu verzichten, um 
so ein Signal für die Rückführung von 
Subventionen zu setzen. 

Gemeinsame Anstrengung 
Bundeskanzler Helmut Kohl begrüßte 
den Beitrag der deutschen Wirtschaft und 
forderte die übrigen Beteiligten am Soli- 
darpakt auf, sich dieser gemeinsamen 
Anstrengung nicht zu entziehen, sondern 
die getroffenen Vereinbarungen zu unter- 
stützen und durch eigene Beiträge wir- 
kungsvoll zu ergänzen. 

Ost-Mittelstand im Aufschwung. Ais „Wirtschaftskraft Num- 
mer eins" hat der Präsident der Handwerkskammer Dresden, Wolfgang Wil- 
nelm, das Handwerk in den neuen Bundesländern bezeichnet. Die Kleinbetriebe 
Se>en wichtige Hoffnungsträger. Sie trieben den Umbau der Wirtschaft voran 
J^d schafften neue Arbeitsplätze. Vor allem die Betriebe in Sachsen hätten hohe 
Wstitionen vorgenommen. Ihre Zahl stieg von rund 32.000 im Jahre 1990 auf 
knapp 43.000 in den vergangenen zwölf Monaten. Gleichzeitig erhöhte sich die 
2anl der Mitarbeiter von 130.000 auf rund 200.000 und soll noch weiter anstei- 
|en- Handwerker sind zur Zeit dringend gesucht. Einige der ostdeutschen 
Betriebe arbeiten inzwischen so erfolgreich, daß sie auch im Westen Aufträge 
^quirieren. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau bezeichnet das Handwerk im 
0sten als „Selbstläufer". 
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Bundesregierung setzt Vorschläge 
der ostdeutschen Abgeordneten um 

Zur Verabschiedung des Föde- 
ralen Konsolidierungspro- 
gramms durch die Fraktionen 
von CDU/CSU und FDP 
erklärte der Fraktionsvorsit- 
zende Wolf gang Schäuble: 

18 konkrete Maßnahmen, die in den von 
der Bundesregierung und den beiden 
Koalitionsfraktionen gebildeten 10 
Arbeitsgruppen zur Verstärkung des Auf- 
baus der neuen Bundesländer erarbeitet 
wurden, sind umgesetzt worden. Die 10 
Arbeitsgruppen wurden aufgrund von 
Empfehlungen der CDU/CSU-Bundes- 
tagsabgeordneten aus den neuen Ländern 
vom 25. August 1992 in Erfurt, des 
Beschlusses des Geschäftsführenden 
CDU/CSU-Fraktionsvorstandes vom 28. 
August 1992 in Leipzig und der „Herbst- 
offensive für den Aufschwung Ost" des 
FDP-Fraktionsvorsitzenden Solms vom 
14. August 1992 eingerichtet: 

1. Ein Artikelgesetz zur Vereinfachung 
und Beschleunigung von Verfahren ist im 
Bundestag eingebracht worden und wird 
derzeit in den Ausschüssen beraten. 

2. Die zunächst im Einigungsvertrag vor- 
gesehene hälftige Belastung der neuen 
Länder durch die Altschulden der Treu- 
handanstalt und der Kreditabwicklungs- 
fonds wird nunmehr im Erblastenfonds 
vollständig vom Bund übernommen wer- 
den. 

3. Ab 1995 sollen die neuen Länder ein- 
schließlich Berlin nach dem Vorschlag 
des Bundes jährlich 60 Milliarden Mark 
durch Finanzausgleich und ergänzende 

Maßnahmen (in den folgenden Jahren 
degressiv) erhalten. 

4. Der Bund stellt 855 Millionen Mark 
Mehreinnahmen aus dem ZinsabschlagS' 
gesetz 1993 und 3,5 Milliarden Mark \99A 

zusätzlich für den Fonds Deutsche Ein- 
heit zur Verfügung. Die alten Länder ble'' 
ben zu diesen beiden Verbesserungen 
ebenfalls aufgefordert. 

5. Die Investitionszulage für den ost- 
deutschen Mittelstand ist auf 20 Prozent 
erhöht worden. 

6. Die günstigen Abschreibungsbedin- 
gungen für Gewerbe- und Wohnungsnot1' 
bau (vorrangig für Mietwohnungsbau),l1 

den neuen Ländern werden verlängert. 

7. Zur Verbesserung der Konditionen 
des Eigenkapitalhilfeprogramms werde" 
zusätzliche Verpflichtungsermächtigun- 
gen bis zu 2,4 Milliarden Mark bereitge' 
stellt. Ferner wird das Programm verläfl' 
gert. 

8. Die beiden großen Hemmnisse für d>e 

in erheblicher Höhe anstehenden Invest1' 
tionen der Energiewirtschaft sind besei- 
tigt: Vergleich zwischen den Energiekofl' 
zernen und den ostdeutschen Kommune 

über die Regelungen des Stromvertrage5 

und Regelungen für die Altlasten im 
Braunkohleabbau. 

9. Es wurde eine Kostenverteilung zW 
sehen Bund und neuen Ländern für die 
ökologischen Altlasten vereinbart. 

10. Hinsichtlich der Verbreitung des 
Grundstücksmarktes kommt die Arbeit 
der Liegenschaftsgesellschaft der Treu- 
handanstalt voran. Für die Liegenschaf- 
ten des Bundes wurde in einem ausfühf 

chen Zwischenbericht für das Bundes*3 
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binett festgelegt, daß die Bemühungen 
Qer Bundesvermögensverwaltung ver- 
parkt werden und hierüber vierteljährlich 
^richtet wird. Ferner sind erhebliche 
Zubilligungen für Bundesgrundstücke in 
Kraft gesetzt worden. 

"• Das KfW-Wohnraummodernisie- 
^Ungsprogramm wird um weitere zehn 
Milliarden Mark auf 30 Milliarden Mark 
aufgestockt. 

*2. Für die Studentenwohnraumförde- 
rung ist ein Vier-Jahres-Programm mit 
,nsgesamt 250 Millionen Mark Bundes- 
m>tteln vorgesehen. 

. ~* Die Bundesmittel für Kultur sind um 
0 Millionen Mark (im Vergleich zur 
sprünglich geplanten degressiven 
Senkung) erhöht worden. Für die kul- 

. re"e Substanzerhaltung einschließlich 
enkrnalpflegeprogramm stehen damit 

v 
93 nochmals 650 Millionen Mark zur 

erfügung. 

• Die Personalkostenzuschüsse sind 
n
m '45 Millionen Mark auf 230 Millio- 
en Mark aufgestockt worden. 
3« Um verstärkt private Mittel zur 

ullung gemeinnütziger Zwecke in den 
Uen Ländern zu gewinnen, soll eine 

B
at|onale Stiftung nach dem Vorbild der 
Ur,desstiftung Umwelt errichtet werden. 

Die Spenden hierfür sollen mit erhöhten 
Höchstbeträgen steuerlich abzugsfähig 
sein. 

16. Dem Bundeskabinett liegt ein Zwi- 
schenbericht über die Anteile bei öffentli- 
chen Aufträgen vor, die in die neuen 
Bundesländer vergeben werden. Es 

Mehr Handwerksbetriebe 
in Ostdeutschland 
Die Zahl der Handwerksbetriebe in 
den neuen Bundesländern hat sich im 
vergangenen Jahr gegenüber 1991 um 
sieben Prozent auf 132.000 erhöht. Im 
gleichen Zeitraum ist die Zahl der im 
Handwerk Beschäftigten um drei Pro- 
zent auf 556.000 gestiegen. 

wurde festgelegt, daß die bisherigen 
Anteile verdoppelt werden sollen. 

17. Treuhandanstalt und Bundesvermö- 
gensverwaltung haben zur Förderung ost- 
deutscher Existenzgründer Mietkauf, 
Mietpacht und Kaufpreisstundungen vor- 
gesehen. 

18. Der Bund stellt ab 1995 zehn Jahre 
lang jährlich 700 Millionen Mark im Rah- 
men der vorgesehenen Finanzhilfen zur 
Förderung von Krankenhausinvestitio- 
nen in den neuen Ländern bereit. 

Investitionen Steigen Weiter. Die westdeutschen Unternehmen 
werden den Aufbau Ost weiterhin vorantreiben; dies ist das Ergebnis einer 
Befragung des Münchner Ifo-lnstitutes. Befürchtungen, daß die Unternehmen 
•hre Investitionsplanungen für 1993 möglicherweise drastisch kürzen, sind nach 
Mitteilung von Ifo unbegründet. Insgesamt wollen die Investoren an ihren Plä- 
nen nicht nur festhalten, sondern ihre Ausgaben in diesem Jahr weiter steigern. 
.'"2 hatten sich die industriellen Investitionen auf 16,5 Mrd. Mark verdoppelt; 
'n diesem Jahr ist noch einmal ein leichter Zuwachs auf 17,5 Mio. Mark vorgese- 
nen. Schwerpunkte sind die Bauwirtschaft, die Mineralölindustrie, die chemi- 
Sche Industrie sowie der Straßenbau. 
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Mit dem Solidarpakt Abschied 
nehmen von alten Verteilungsritualen 
Das Sparpaket liegt auf dem Tisch. 
Die Regierungskoalition hat die wich- 
tigsten Eckdaten zur Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte im Rahmen 
des Solidarpaktes vorgestellt. 

Jetzt müssen die Spar- und Umschich- 
tungsmaßnahmen rasch umgesetzt wer- 
den. Weder SPD noch Gewerkschaften 
können sich noch länger hinter dem 
fadenscheinigen Vorwand verstecken, die 
Regierung habe ihre Karten nicht auf den 
Tisch gelegt. Die SPD und die von ihr 
geführten Bundesländer sind am Zug. 
Weder Luftblasen noch Luftschlösser 
sind gefragt. Wir erwarten endlich klare 
Antworten und echte Sparvorschläge. 
Jürgen Rüttgers, Erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: Wir brauchen den Solidar- 
pakt. Wir brauchen einen klaren Wachs- 
tumskurs für die Wirtschaft und einen 
strikten Sparkurs für die öffentlichen 
Haushalte; wir brauchen maßvolle Lohn- 
abschlüsse, wir brauchen mehr Spiel- 
räume für Investitionen und Zinssenkun- 
gen. Wir erreichen diese Ziele, wenn alle, 
Bund und Länder, Arbeitgeber und 
Gewerkschaften, an einem Strang ziehen. 
Der Solidarpakt kann aber nur ein erster 
Schritt sein. Es geht nicht nur darum, die 
Haushalte zu konsolidieren. Wir stehen 
auch vor der Notwendigkeit, in Deutsch- 
land den veränderten wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen Rechnung zu tra- 
gen und unser Gemeinwesen für die 
Bewältigung der Zukunftsaufgaben fit zu 
machen. Wir müssen zu einem Konsens 
darüber zurückfinden, was der Staat lei- 
sten kann, welche Aufgaben er erfüllen 
soll und welchen Anforderungen sich der 
einzelne selbst neu stellen muß. 

Der Staat erbringt neue Leistungen, die 
ihn an die Grenzen seiner Handlungsfä- 
higkeit führen. Zudem gibt es eine Fülle 
neuer Aufgaben, die wir nur in Angriff 
nehmen können, wenn wir uns aus über- 
kommenen Verteilungsritualen verab- 
schieden. Und unstrittig ist auch, daß 
sich so mancher Mitbürger in ein Besitz- 
standsdenken einmauert, das zu falsche^ 
Beharrungsvermögen, ja zu Erstarrung 
führt. 
Vielleicht aber unterschätzen wir auf der 
anderen Seite auch die Bereitschaft vielef 

Im Solidarpakt steckt die 
Chance zu Weichenstellun- 
gen, die über den Tag hin- 
ausweisen. Diese Chance 
darf nicht verspielt werden. 

Mitbürger, sich auf die veränderten 
Bedingungen und die damit verbundene11 

Aufgaben einzulassen. Eine vom Bunde5' 
verband der deutschen Banken in Auft1• 
gegebene Untersuchung kam jedenfalls 
kürzlich zu dem Schluß, daß weit über 
die Hälfte unserer Bevölkerung die wir1' 
schaftliche Entwicklung in Deutschland 
durchaus nüchtern betrachtet und zu pef 

sönlichen Konsequenzen bereit sei, zürn 
Beispiel auf Lohnerhöhungen zu verzictl 

ten oder länger zu arbeiten. Anzeichen 
der Beweglichkeit sind also unüberseh- 
bar. 
Diese Beweglichkeit und Reformbereit' 
schaft, die auf mehr Flexibilität und 
Eigenverantwortung der einzelnen setz1' 
ist unerläßlich, wollen wir morgen 
bewahren und sichern, was wir gestern 
und heute aufgebaut und erreicht haben- 
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D,e Frage nach der Zukunft des Sozial- 
stes ist dabei nur eine, aber eben sehr 
'chtige Frage. Wir müssen wieder deut- 

'ch ins Bewußtsein rufen, daß der Staat 
Ur Unterstützungen in dem Maß gewäh- 
j1 kann, wie die Leistungskraft des ein- 

e'nen und der Wirtschaft insgesamt dies 
, ^UDt- In den zurückliegenden Jahren 
aben sich viele an Steigerungsraten 

° wöhnt, die aber keineswegs einfach 
I ^schrieben werden können. In den 

l2ten 30 Jahren haben sich die Sozial- 
.Us8aben im Westen der Bundesrepublik 
^Jtschland verzehnfacht. 

^gjozialstaat erhalten  
scK     z'a^aus8aI?en Je Einwohner stiegen 
Jed   "er als das BruttosozialProdukt- 
•^ e°i muß klar sein, daß ein solcher 
. end nicht fortgesetzt werden kann, son- 

sich12Vrüc*c8e^anren werden muß, wenn 
& seine wirtschaftlichen Grundlagen 

^ andern. Darum geht es im Kern, wenn 
s   •     °n vom Umbau des Sozialstaates 
ten"0*11' Wir wollen den Sozialstaat erhal- 
^ • Aber wir erhalten ihn nur, wenn wir 
^. s°zialstaatlichen Leistungen an die 
p I  chaftlichen Möglichkeiten rückkop- 

auchUdeS Sozialstaates heißt fur uns 

ft» wieder mehr auf die Eigenverant- 
^j. Ung des einzelnen zu setzen. Wir 

Sen wieder bereit sein, den Leistungs- 

willen des einzelnen einzufordern. Das 
aber setzt voraus, daß wir Leistungs- 
hemmnisse abbauen. Die aktuelle Dis- 
kussion um den Solidarpakt hat doch 
gezeigt, daß es im Steuer- und Transfersy- 
stem Ungereimtheiten gibt, die wir besei- 
tigen müssen. 

Mißbrauch bekämpfen  

Dabei geht es nicht nur darum, Miß- 
brauch zu bekämpfen. Daß allein hierin 
schon ein großes Sparpotential steckt, 
haben wir in unserem Konsolidierungs- 
paket deutlich gemacht. Es geht auch 
darum, Schieflagen zu korrigieren, die zu 
Ungerechtigkeiten führen und Leistungs- 
anreize hemmen. Es kann nicht richtig 
sein, daß sich ein Arbeitnehmer anstrengt 
und sein Bruttogehalt steigert, er aber 
dennoch weniger Geld als zuvor nach 
Hause bringt, weil er plötzlich mehr Steu- 
ern zahlen muß und weniger Geld vom 
Staat erhält. Und es kann auch nicht rich- 
tig sein, daß bei vergleichbaren Haushal- 
ten das Einkommen aus Sozialtransfers 
höher ist als das Erwerbseinkommen. 

Im Solidarpakt steckt die Chance zu Wei- 
chenstellungen, die über den Tag hinaus- 
weisen und die die Fußangeln einer über- 
zogenen Sozialstaatsentwicklung zu korri- 
gieren vermögen. Diese Chance darf 
nicht verspielt werden. 

E^te Spareffekte der Gesundheitsreform bereits spürbar 
le am 1. Januar in Kraft getretene 
esundheitsreform zeigt bereits 
irkung. Apotheken melden 
^satzrückgänge, weil die Ärzte 

P*rsamer verschreiben. 
er zweite Vorsitzende der Kassen- 

r,^tlichen Bundesvereinigung, Otfrid 
ctlaefer, nannte das Umsatzminus 

eine „logische und vom Gesetzgeber 
sehr gewünschte Folge" der Reform. 
Wenn die Ärzte jetzt weniger und billi- 
ger verordneten und die Umsätze im 
Pharmabereich zurückgingen, sei das 
nur logisch. Aber jeder Patient 
bekomme „die Medikamente, die er 
braucht, wenn auch nicht alles, was er 
wünscht". 
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Die Sozialpolitik in den neuen 
Bundesländern kommt voran! 
Anläßlich der Sitzung der Arbeits- 
gruppe „Soziale Einheit" des Bundes- 
fachausschusses „Sozialpolitik" der 
CDU Deutschlands am 25. Januar 
1993 in Erfurt erklärten 
• der Sozialminister des Landes Thü- 
ringen, Frank-Michael Pietzsch, 
• der Sozialminister des Freistaates 
Sachsen, Hans Geisler, und 
• der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses „Sozialpolitik", Hermann- 
Josef Arentz: 

Die Lage hilfsbedürftiger Menschen in 
den neuen Ländern hat sich seit der Ver- 
einigung deutlich verbessert. Die Herstel- 
lung der sozialen Einheit ist schneller 
vorangekommen als die Schaffung der 
wirtschaftlichen Einheit. 

So orientiert sich die Entwicklung der 
individuellen Leistungen der Sozialhilfe 
nicht an den Löhnen, sondern notwendi- 
gerweise an den Preisen. Wer auf Sozial- 
hilfe angewiesen ist, kann deshalb seinen 
Lebensunterhalt hieraus bestreiten. Dies 
führt allerdings in nicht wenigen Fällen 
dazu, daß der Gesamtbetrag aus dem 
Regelsatz der Sozialhilfe, den sogenann- 
ten Einmalleistungen und der Über- 
nahme der Mietkosten, höher ist als das 
Arbeitnehmereinkommen vieler Beschäf- 
tigter. 

Dieser Tatbestand ist unbefriedigend. 
Zur Lösung dieses Problems sind pau- 
schale Kürzungen der Regelsätze der 
Sozialhilfe aber ungeeignet. Auch der 
Mißbrauch kann so nicht wirksam ver- 
hindert werden. Arentz, Geisler und 
Pietzsch regen an, daß Kreise und Kom- 
munen verstärkt von den vorhandenen 
Instrumenten der §§18 — 20 des Bundes- 

sozialhilfegesetzes Gebrauch machen, o",e 

vorsehen, daß Arbeitslose und Sozial- 
hilfeempfänger, die nicht durch familial 
Verpflichtungen gebunden sind, zu 
gemeinnütziger zusätzlicher Arbeit herafl' 
gezogen werden können. 
Die Förderung von Einrichtungen der 
Wohlfahrtspflege ist zügig zu erweitern- 
Die Bausubstanz stationärer Einrichtun- 
gen ist in etwa einem Drittel der Fälle a's 

kritisch zu bewerten, bei einem weiteren 
Drittel der Gebäude besteht dringender 
Modernisierungsbedarf. Außerdem müs- 
sen teilstationäre Einrichtungen verstau 
geschaffen werden. Sie gewährleisten 
ebenso wie ambulante Einrichtungen 
eine fallgerechte, bürgernahe und dabei 
kostengünstige Versorgung. 
Als großen Erfolg bezeichnen die CDU\ 
Sozialpolitiker das Programm des Bun<* 
zur Einrichtung von Sozialstationen als 
Stütze der ambulanten Versorgung. M»1 

fast 900 Sozialstationen in den neuen 
Ländern wurde ein flächendeckendes 
Netz aufgebaut, dessen Finanzierung n 
dauerhaft sichergestellt werden muß- 
Hier sind in erster Linie die Kranken^5 

sen und die Kommunen gefordert. 

7 Mrd. für Krankenhäuser / 
Arentz, Geisler und Pietzsch begrüßen 
auch die Beteiligung des Bundes am 
Krankenhausbau, die im Art. 14 des 
Gesundheits-Strukturgesetzesfestgele^ 
ist. Die neuen Länder erhalten hierfür1, 
den nächsten 10 Jahren 7 Milliarden V 
zusätzlich aus der Kasse des Bundes. * 
gesamt müssen 21 Milliarden DM berß' 
gestellt werden. Zum verbleibenden 
Betrag sollen auch die Krankenkassen. 
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Familienpolitik 

Stiftung „Mutter und Kind" 
jetzt bundesweit 
2um 1. Januar 1993 wird die Bundes- 
stiftung „Mutter und Kind — Schutz 
des ungeborenen Lebens" auf die fünf 
jungen Länder und den Ostteil Berlins 
ausgedehnt. Zweck dieser 1984 
gegründeten Stiftung des öffentlichen 
Rechts mit Sitz in Bonn ist es, werden- 
den Müttern durch wirtschaftliche 
Unterstützung eine Hilfe zu geben, um 
die Fortsetzung einer Schwangerschaft 
zu erleichtern. Mit dieser Neuregelung 
läuft das Sofortprogramm „Hilfsfonds 
ß*r schwangere Frauen in Not" aus, 
das für eine Übergangszeit zur Unter- 
stützung schwangerer Frauen in den 
neuen Ländern eingerichtet worden 
war. Die Mittel der Bundesstiftung 
Werden um 40 Millionen Mark auf 180 

Millionen Mark aufgestockt; der dem 
„Hilfsfonds für schwangere Frauen in 
Not" bisher zur Verfügung stehende 
Betrag in gleicher Höhe entfällt dem- 
gegenüber. Die Vergabe der Mittel soll 
generell über Schwangerschaftsbera- 
tungsstellen erfolgen. 

Erziehungsgeld jetzt 
zwei Jahre 
Zum 1. Januar 1993 wird die Zahlung 
des Erziehungsgeldes um weitere 
sechs Monate auf insgesamt 24 
Monate ausgedehnt. Wie bisher gilt: 
Im ersten halben Jahr erhalten Mütter 
oder Väter 600 Mark, vom 7. Lebens- 
monat des Kindes an wird das Erzie- 
hungsgeld einkommensabhängig 
gemindert. 
Die Kosten des verlängerten Erzie- 
hungsgeldbezugs betragen 1994 ca. 
800 Millionen Mark, ab 1995 ca. 2,7 
Milliarden Mark jährlich. 

über20 Jahre gestreckt, durch Aufschläge 
' die Pflegesätze 7 Milliarden DM bei- 

den. 
Al 
Cj! w'chtigen Beitrag betrachten die 
de ^'Sozialpolitiker auch die Leistungen 
ne

r Bundesanstalt für Arbeit in den 
du

Uen Ländern. Im Jahr 1992 wurden 
fun       hnittlich 38800° Arbeitsbeschaf- 

gsrnaßnahmen mit einem Gesamtvolu- 
Sc,

n v°n 7,8 Milliarden DM und durch- 
maß Utlich 491000 berufliche Bildungs- 
v0   nahmen mit einem Gesamtvolumen 
dje }}>2 Milliarden DM gefördert. Durch 
set    

eufassung des Arbeitsförderungsge- 
ljch

es ^urde mit dem § 249h eine zusätz- 
der?. örderungsmöglichkeit im Bereich 
und  

mweltsanierung, der Sozialdienste 
aüs • er Jugendhilfe eingeführt, die vor- 
An sichtlich 50.000 Arbeitnehmer in 

Pruch nehmen werden. 

Hier zahlt das Arbeitsamt Zuschüsse für 
die Beschäftigung Arbeitsloser in Höhe 
der dadurch eingesparten Mittel bei 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe. 
Arentz, Geisler und Pietzsch betonen 
außerdem die Notwendigkeit, die Finan- 
zierung der Pflege durch eine gesetzliche 
Pflegeversicherung auf solide Füße zu 
stellen. Das unkalkulierbare Risiko für 
jeden einzelnen, pflegebedürftig zu wer- 
den, ist bisher nicht ausreichend abgesi- 
chert. Angesichts der demographischen 
Entwicklung nimmt die Zahl der Pflege- 
fälle in den kommenden Jahren drastisch 
zu. 
Die Kosten hierfür können nicht länger 
den Trägern der Sozialhilfe aufgebürdet 
werden, denn diese müssen sich auf die 
Bereitstellung anderer notwendiger sozia- 
ler Leistungen konzentrieren. • 
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Unser Asylrecht darf nicht Instrument 
unkontrollierter Zuwanderung bleiben 
Der Parteienkompromiß zur Beschleu- 
nigung der Asylverfahren vom Okto- 
ber 1991 liegt jetzt 15 Monate zurück, 
und seit der letzten Beratung des 
Gesetzes zur Neuregelung des Asylver- 
fahrens im Deutschen Bundestag sind 
gerade erst 7 Monate vergangen. Ich 
habe damals darauf hingewiesen, daß 
die Lösung der Asylprobleme immer 
wieder allein in der Zauberformel Ver- 
fahrensbeschleunigung gesehen wurde, 
bisher jedoch immer nur ganz gering- 
fügige Entlastungen möglich waren, 
die von der Entwicklung sofort wieder 
überholt wurden. 
Ich habe immer wieder erklärt: Wir wer- 
den das Problem ohne eine Änderung des 
Grundgesetzes nicht lösen. Ich begrüße 
daher den interfraktionellen Gesetzent- 
wurf zur Schaffung eines neuen Artikels 
16a des Grundgesetzes, der uns auf dem 
Gebiet eines der dringendsten Probleme 
der Innenpolitik einen großen Schritt vor- 
anbringt und appelliere an alle Fraktio- 
nen, diesen Gesetzentwurf und die noch 
einzubringenden Gesetzentwürfe zum 
Asyl- und Ausländerrecht zügig zu bera- 
ten. 
Nach den langen quälenden Monaten der 
politischen Auseinandersetzung erwartet 
die Bevölkerung zu Recht von den demo- 
kratischen Parteien und vom Parlament 
Handlungsfähigkeit und Verantwortungs- 
bewußtsein, damit das Asylproblem noch 
in diesem Jahr eine deutliche und für 
jedermann erkennbare Milderung erfährt. 
Ich füge auch gleich hinzu — angesichts 
mancher Unterstellungen, die überhaupt 
keine Berechtigung haben: 

| Deutschland bleibt ein ausländer- 
freundliches Land, bereit zur Aufnahme 

und zur Schutzgewährung für Verfolgte 
und Flüchtlinge. Wir werden auch weiter' 
hin unseren humanitären Beitrag und 
unsere Hilfe bei Bedrohung von Leib und 
Leben und der Menschenwürde leisten. 
Politisch Verfolgte genießen auch weiter- 
hin in Deutschland Asylrecht — unter 
voller Beachtung der Genfer Flüchtlings- 
konvention und der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention. 

Ich habe nie die verständlichen 
Motive derer diffamiert, die aus wirt- 
schaftlichen Gründen zu uns in die Bun- 
desrepublik Deutschland kommen möch- 
ten. Aber das Asylrecht, das allein den 

Aus der Rede von Bundesinnen' 
minister Rudolf Seiters anläß- 
lich der ersten Lesung des 
Gesetzentwurfs zur Neurege- 
lung des Asylrechts am 21. Ja- 
nuar im Deutschen Bundestag 

politisch Verfolgten Schutz und Sicher- 
heit gewähren soll, ist zum Instrument 
einer unkontrollierten Zuwanderung aus 
eben diesen wirtschaftlichen Gründen 
umfunktioniert worden. 
70 Prozent aller nach Europa strömende 
Asylbewerber kommen in die Bundesre- 
publik Deutschland. Einer solchen Her- 
ausforderung ist kein anderes europäi- 
sches Land ausgesetzt. Und kein ändert 
europäisches Land würde einem solche" 
Zustrom tatenlos zusehen: Frankreich, 
die Schweiz, die Niederlande, sie alle 
haben unlängst ihre Asylgesetze geände 
und verschärft — Großbritannien scho«1 

J 
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Der neue Artikel 16a 

Der neue Grundgesetz-Artikel 
16 a zum Asylrecht soll folgen- 
den Wortlaut haben: 
Absatz 1: Politisch Verfolgte genießen 
Asyl recht. 
Absatz 2: Auf Absatz 1 kann sich nicht 
berufen, wer aus einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften oder 
aus einem anderen Drittstaat einreist, 
w dem die Anwendung des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
und der Konvention zum Schütze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb 
^r Europäischen Gemeinschaften, auf 
die die Voraussetzungen des Satzes 1 
Zutreffen, werden durch Gesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 
können aufenthaltsbeendende Maßnah- 
men unabhängig von einem hiergegen 
eingelegten Rechtsbehelf vollzogen wer- 
den. 

Absatz 3: Durch Gesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf 
können Staaten bestimmt werden, bei 
denen auf Grund der Rechtslage, der 
"echtsanwendung und der allgemeinen 
Politischen Verhältnisse gewährleistet 
^scheint, daß dort weder politische 

erfolgung noch unmenschliche oder 

erniedrigende Bestrafung oder Behand- 
lung stattfindet. Ein Ausländer aus 
einem solchen Staat gilt nicht als poli- 
tisch verfolgt, es sei denn, er trägt Tat- 
sachen vor, aus denen sich ergibt, daß 
er entgegen dieser Vermutung politisch 
verfolgt wird. 
Absatz 4: Die Vollziehung aufenthalts- 
beendender Maßnahmen wird in den 
Fällen des Absatzes 3 und in anderen 
Fällen, die offensichtlich unbegründet 
sind oder als offensichtlich unbegründet 
gelten, durch das Gericht nur ausge- 
setzt, wenn ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme beste- 
hen; der Prüfungsumfang kann einge- 
schränkt werden und verspätetes Vor- 
bringen unberücksichtigt bleiben. Das 
Nähere ist durch Gesetz zu bestimmen. 
Absatz 5: Die Absätze 1 bis 4 stehen 
völkerrechtlichen Verträgen von Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften untereinander und mit dritten 
Staaten nicht entgegen, die unter 
Beachtung der Verpflichtungen aus dem 
Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und der Konvention zum 
Schütze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, deren Anwendung in 
den Vertragsstaaten sichergestellt sein 
muß, Zuständigkeitsregelungen für die 
Prüfung von Asylbegehren, einschließ- 
lich der gegenseitigen Anerkennung von 
Asylentscheidungen treffen. 

?e*halb b 

% 

, weil 1992 mit rund 20.000 Asyl- 
Berbern gerechnet wurde. 

.    haben im vergangenen Jahr ca. 
bpi/„  ® Asylbewerber in unser Land 

mrnen mit einer außerordentlich 
j> n8en Anerkennungsquote von 4,3 
. 2ent durch das Bundesamt für die 
Und ß ausländischer Flüchtlinge 

entsprechenden Entscheidungen der 

Gerichte. Allein dies zeigt die Dimension 
und die Dringlichkeit des Asylproblems 
für uns alle. Wir sind an der Grenze des 
für unseren Staat Verkraftbaren und 
Erträglichen angelangt, und wie jeder 
andere Staat muß auch Deutschland 
Zuwanderung steuern und begrenzen 
können. 
Ohne eine solche Möglichkeit werden 
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Ängste und Unsicherheit verstärkt, die 
für den inneren Frieden schädlich sind. 

J Wir werden es auf Dauer auch nicht 
durchhalten, beim Asylrecht einen euro- 
päischen Sonderweg zu gehen — schon 
gar nicht gegen den Willen unserer Bevöl- 
kerung. Deswegen soll der vorgeschla- 
gene Gesetzentwurf unsere gleichberech- 
tigte Teilhabe an europäischen Asyl- und 
Zuständigkeitsregelungen ermöglichen. 
Dies ist ein für die weitere europäische 
Integration bedeutsames Zeichen und 
unterstreicht, daß Antworten auf die 
Asylfrage und den Wanderungsdruck nur 
im gesamteuropäischen Rahmen gegeben 
werden können. Wer das Bekenntnis zu 
Europa, zu internationaler Zusammenar- 
beit auch bei der Bewältigung der Asyl- 
und Flüchtlingsströme ernst nimmt, muß 
auch bereit sein, nationale Regelungen 
aufzugeben und den europäischen Weg 
voll mitzugehen. 

J Und schließlich: Wir müssen uns 
den Spielraum bewahren für die Men- 
schen, die in wirklicher Not und 
Bedrängnis sind. Ich habe immer für eine 
großzügige europäische Lastenteilung 
zugunsten von Flüchtlingen vor Krieg 
und Bürgerkrieg geworben — angesichts 
der schrecklichen Bilder von bedrängten, 
geschundenen und getöteten Menschen 
in Bosnien-Herzegowina. 
Und weil die Aufnahmekapazitäten unse- 
rer Städte und Gemeinden so strapaziert 
sind, verhandeln wir zwischen Bund und 
Ländern immer wieder nur darüber, ob 
wir 500 oder 1.000 oder 5.000 Menschen, 
die in Not sind, bei uns aufnehmen kön- 
nen. Wir könnten noch viel mehr tun für 
die von Krieg und Bürgerkrieg Betroffe- 
nen, wenn wir uns wieder die Handlungs- 
fähigkeit bei der Steuerung von Zuwan- 
derung und den dazu erforderlichen 
Spielraum verschaffen würden. 
Bei allem Verständnis für wirtschaftliche 

Motive sage ich: In allererster Linie 
gehört die Hilfe der Bundesrepublik 
Deutschland den politisch Verfolgten 
und den Opfern von Krieg und Bürger- 
krieg. 
Vor diesem Hintergrund wollen wir errei' 
chen, daß 
• die wirklich politisch Verfolgten 
schnell anerkannt werden; 
• die nicht politisch Verfolgten keinen 
Anreiz erhalten, zur Asylantragstellung >" 
die Bundesrepublik Deutschland zu kofl1' 
men; 
• die Asylbewerber, die sich zu Unrecht 
auf Asyl berufen, rasch in ihre Heimat- 
länder zurückgeführt werden, und das 
heißt: schnelle Entscheidungen und 
schnelle Abschiebungen. Darauf kommt 
es entscheidend an. 
Der vorliegende Gesetzentwurf geht nie"1 

den Weg der von mir vorgeschlagenen 
und international üblichen institutionel- 
len Garantie. Der Asylkompromiß der 
Parteien beläßt es in seinem Absatz 1 bf 
dem bekannten Asylgrundrecht aus Art'' 
kel 16 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz. 
Absatz 2 der neuen Vorschrift beschränk 
die staatliche Schutzgewährung dann 
aber auf wirklich schutzbedürftige Aus- 
länder, das heißt: auf das Asylrecht kafl11 

sich nicht berufen, wer über einen Mit- 
gliedstaat der EG oder einen anderen 
sicheren Drittstaat einreist. 
Sichere Drittstaaten in diesem Sinne sin 
alle EG-Staaten und andere europäisch 
Staaten, in denen die Anwendung der 
Genfer Flüchtlingskonvention und der 
Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion sichergestellt und im Bezug auf d«e 

das Vorliegen dieser Voraussetzungen 
durch Gesetz festgestellt worden ist — 
nach heutiger Sachlage unter anderen* 
Polen, Österreich, die Schweiz und die 
Tschechische Republik. Diese Verfas- 
sungsänderung bedeutet, daß der Ausl^ 
der, der aus einem sicheren Drittstaat 

so 

ei'1' 
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J"e,st, keinen grundrechtlichen Anspruch 
hat, daß die von ihm vorgebrachten Asyl- 
gründe in der Bundesrepublik Deutsch- 
end geprüft werden. 

ynd von entscheidender Bedeutung ist, 
daß bei der Einreise aus sicheren Dritt- 
staaten die Betroffenen an der Grenze 
zurückgewiesen oder unverzüglich in den 
gelieren Drittstaat zurückgebracht wer- 
ben können. Aufenthaltsbeendende Maß- 
nahmen können unabhängig von einem 
hlergegen eingelegten Rechtsbehelf völl- 
igen werden. 

j-er Ausländer kann einen etwaigen 
*echtsbehelf dann vom Ausland, d. h. 
v°ni sicheren Drittstaat verfolgen. Dies 

. e,n ganz entscheidendes und unver- 
einbares Element der vorgesehenen 
euregelung, denn die schnellste Verwal- 

, n8sentscheidung ist letzten Endes wir- 
Ungslos, wenn auch in offensichtlich 

|JUssichtslosen Fällen die Aufenthaltsbe- 
*djgung durch die Anrufung der 
Richte vom Inland her hinausgezögert 

*erden kann. 
"leibt den Ausländern unbenommen, 

°n außerhalb des Bundesgebietes ihren 
^ echtsbehelf vor deutschen Behörden 
e.w- Gerichten zu verfolgen. Hier liegt 
'n entscheidender Schlüssel für die 

^0sung des Problems. 
^ c« für die Fälle, in denen der Asylbe- 
j, r°er aus einem sogenannten sicheren 
0fy   Unftsland kommt oder in denen 
fj.,ensiphtliche Unbegründetheit vorliegt, 
bed^ ^'e vorgeschlagene Neuregelung zu 
v   

eutsamen Änderungen für das Asyl- 
v   ahren und das vorläufige Bleiberecht. 
be-l|jnit ein Ausländer aus einem Staat, 
fce K•

1
 
aufgrund der Rechtslage, der 

p... Anwendung und der allgmeinen 
ers 'Jochen Verhältnisse gewährleistet 
fol ' daß dort weder politische Ver- 
jj 8Un8 noch unmenschliche oder ernied- 
stattrde Bestrafung oder Behandlung 

"ndet, gilt er als nicht politisch ver- 

folgt, es sei denn, er trägt Tatsachen vor, 
aus denen sich ergibt, daß er entgegen 
dieser Vermutung politisch verfolgt wird. 
Für wichtig halte ich auch die Möglich- 
keit, in diesen Fällen den Prüfungsum- 
fang im Gerichtsverfahren einzuschrän- 
ken — auch wenn ich bedauere, daß wir 
nicht haben vereinbaren können, diese 
Einschränkung des Prüfungsumfangs 
auch auf das Verwaltungsverfahren aus- 
zudehnen. 
Um so mehr möchte ich bereits jetzt an 
alle Verantwortlichen appellieren, sich 
schon jetzt intensiv auf die spätere prakti- 
sche Umsetzung der neuen rechtlichen 
Bestimmungen vorzubereiten, insbeson- 
dere auch in den Bundesländern die per- 
sonellen, organisatorischen und sächli- 
chen Voraussetzungen zur Durchführung 
insbesondere der beschleunigten Asylver- 
fahren zu schaffen. 
Wir müssen insbesondere sicherstellen, 
daß aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
so zügig und verantwortbar wie möglich 
durchgeführt werden. 
Ich will schließlich die Asylvereinbarun- 
gen hervorheben, die sicherstellen sollen, 
daß Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge 
einen asylunabhängigen besonderen Auf- 
enthaltsstatus erhalten, und die Erweite- 
rung der Fälle, in denen ein Asylantrag 
als offensichtlich unbegründet abzuleh- 
nen ist, auf Asylbewerber, die eine 
schwere Straftat begangen haben oder 
gegen wesentliche Mitwirkungspflichten 
im Asylverfahren in zurechenbarer Weise 
verstoßen. 
Es wäre niemand begreiflich zu machen, 
warum wir zulassen sollten, daß jemand, 
der erklärt, er werde politisch verfolgt, 
nach glücklichem Erreichen der Bundes- 
republik Deutschland die Stellung seines 
Asylantrags grundlos verzögert oder seine 
Mitwirkungspflichten — etwa zur Fest- 
stellung seiner Identität — in gröblicher 
Weise verletzt. • 
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Diskussion über das neue Grundsatzprogramm 

EAK lädt Kirchen zum Dialog ein 
Der Bundesvorstand des Evangelischen 
Arbeitskreises der CDU/CSU hat auf 
seiner Sitzung am 20. Januar „Macht 
und Verantwortung — Was sind unsere 
Grundsätze'4 als Motto für die 34. 
Bundestagung am 22. und 23. Oktober 
1993 in Lübeck beschlossen. 

Unter diesem Leitthema will der EAK 
Herausforderungen und Chancen disku- 
tieren, die sich für die Menschen in 
Deutschland mit der Wiedervereinigung 
ergeben haben. Dies gilt für Aspekte 
einer neuen Sicherheitspolitik ebenso wie 
für Aufgaben, die sich im Zusammen- 
hang mit dem notwendigen Umbau unse- 
res Sozialstaates stellen. 

Klausurtagung im März  

Vorträge und Gespräche dieser Tagung, 
auf der satzungsgemäß der Vorstand neu 
zu wählen ist, sind Teil eines intensiven 
Diskussionsprozesses im EAK zum 
neuen Grundsatzprogramm der CDU. 
Alle Kreis- und Landesverbände des 
EAK sind bereits aufgefordert, sich mit 
konstruktiver Kritik einzubringen. 
Der EAK-Bundesvorstand wird eine erste 
Bewertung des vorliegenden Entwurfes 
im Rahmen seiner Klausurtagung am 
12. und 13. März 1993 im thüringischen 
Schwarzburg vornehmen. 
Ministerpräsident Bernhard Vogel hat 
seine Teilnahme ebenso zugesagt wie 
Landesbischof Roland Hoffmann. 
Der EAK will insbesondere die evangeli- 
sche Kirche einladen, sich offen und kri- 
tisch an der Diskussion zum Grundsatz- 
programm zu beteiligen. Die Bewahrung 
der christlichen Wertgrundlagen unserer 

freiheitlichen Gesellschaft muß ihnen wie 
uns ein Anliegen sein. Gemeinsam sollte11 

wir uns für die Stärkung der Demokratie 
einsetzen und den „Staat des Grundgeset- 
zes" als „Angebot und Aufgabe" anneh- 
men. 
Das neue Grundsatzprogramm der CDU 
würdigt die Rolle der Kirchen in unserer 
Gesellschaft ausdrücklich und positiv. 

Weiter Kirchensteuer t 
In diesen Tagen wurde erneut die Kir- 
chensteuer in Frage gestellt. Nach einer 
Umfrage der Wickert-Institute wollen 
72 Prozent der Deutschen die Kirchen- 
steuer abschaffen. Der EAK tritt allen 
entsprechenden Bemühungen entgegen- 
Wir können auf die Arbeit der Kirchen 
nicht verzichten. Gerade in den neuen 
Bundesländern ist ein verstärktes Engage 

ment der Kirchen in vielen Bereichen def 

Diakonie und der Jugendarbeit wün- 
schenswert. 
Allerdings müssen die Kirchen sich fra- 
gen lassen, ob sie ihrem Seelsorge- und 
Verkündigungsauftrag noch gerecht wef' 
den, wenn die Zustimmung zu ihrer 
Arbeit spürbar abnimmt. 

Personalie 
Die CSU-Landesgruppe hat am 21. 
Januar den Abgeordneten Michael 
Glos zu ihrem neuen Vorsitzenden 
gewählt. Für die durch diese Wahl 
freigewordene Position eines weiteren 
stellvertretenden Unions-Fraktions- 
vorsitzenden wurde der bisherige 
finanzpolitische Sprecher der Frak- 
tion, Kurt Faltlhauser, gewählt. 
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Vergewaltigungen sind Kriegsverbrechen 
te Frauen der Europäischen Vblks- 

Paitei (EVP) am 15. Januar 1993 in 
Rüssel, tief berührt vom Schicksal 
.er Frauen im Krieg, der sich im frü- 
hen Jugoslawien abspielt, 

kln Kenntnis, daß allein in der Republik 
s 

Sn,en-Herzegowina mehrere zehntau- 
nd inhaftierte Frauen und Mädchen 
sternatisch vergewaltigt wurden und 

^ ,e von ihnen daraufhin schwanger 
s 

UJ"der», daß zahlreiche Frauen von den 
rb>schen Milizen in Frontbordelle 
sPerrt und dort mißbraucht werden; 

s   vtCr Hinweis auf die Verurteilung die- 
re . ^brechen durch die Menschen- 
n   

tskommission der Vereinten Natio- 
tei? am 1- Dezember 1992 in Genf, verur- 
ü
en nachdrücklich die Inhaftierung 

Hin i     systemat'sche Vergewaltigung 
s emischer Frauen in Bosnien-Herze- 

8o^na- 
1. 
jA 0fdern, daß die Vergewaltigungen als 
daß

e^verbrechen eingestuft werden und 
bre ~** Verantwortlichen für diese Ver- 
Ohf      Vor Gericnt gebracht und die 

l entschädigt werden; 

8Un        8en die sofortige Beschleuni- 
gen   •    internationalen Untersuchun- 
^ > die zu einer schnellen Bestrafung der 

e8sverbrecher führen sollen; fordern, 

daß Vergewaltigungs- und Todeslager 
international angeprangert und aufgelöst 
werden und daß die Gefangenen in die 
Freiheit entlassen werden; fordern die 
unverzügliche Freilassung dieser durch 
den Krieg geschädigten Frauen und die 
Abschaffung der Gefangenenlager, wozu 
alle notwendigen Schritte zu unterneh- 
men sind; 

3. fordern die Mitgliedstaaten auf, Mög- 
lichkeiten für die Aufnahme der Kriegs- 

Entschließung zu den Ver- 
gewaltigungen von Frauen 
im ehemaligen Jugoslawien 

opfer — insbesondere der Frauen und 
Kinder — zu schaffen, fordern die Kom- 
mission und den Rat auf, eine finanzielle 
Unterstützung zur Schaffung von Betreu- 
ungszentren für die betroffenen Frauen in 
den Herkunftsländern bzw. in den Mit- 
gliedstaaten der EG bereitzustellen. 

4. Die Frauen der EVP/EUCD sind von 
der Notwendigkeit überzeugt, daß den 
geschändeten Frauen jede medizinische 
Betreuung ihrer Wahl garantiert werden 
muß und daß den Kindern jede mögliche 
Hilfe geleistet werden muß. 

^QhlmÜde. Acht Wochen vor den Parlamentswahlen in Frankreich zeigten 
s'ch die Bürger von Omont äußerst wahlmüde. Nur ein einziger Wählerfand am 

*• Januar den Weg zur Urne, um die neun Gemeinderäte des ostfranzösischen 
0r'es neu zu bestimmen. Der alte Gemeindevorstand war aus Protest dagegen 
ZUrückgetreten, daß den Grundschülern ein Schulbus zum Nachbardorf Chemery 
^ehrt wird. Die Wahlhelfer ließen den Umschlag mit dem Wahlzettel des pflicht- 
JMußten Staatsbürgers verschlossen, um das Wahlgeheimnis nicht zu verletzen. 

m 31. Januar sollen die Bürger von Omont erneut in die Wahlkabinen gerufen 
^rden. 
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Schwerpunkte der Arbeit 
in der Vertriebenenpolitik 

Nach dem Zusammenbruch der kom- 
munistischen Systeme in den Staaten 
Ostmittel- und Südosteuropas und in 
der Folge der deutschen Einigung 
stand der erste gesamtdeutsche Bun- 
destag vor einer Vielzahl vertriebenen- 
politischer Herausforderungen, denen 
sich die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion und besonders auch deren Arbeits- 
gruppe „Vertriebene und Flüchtlinge" 
anzunehmen hatte. 

Im Vordergrund stand dabei unsere 
besondere Verantwortung für die mehr 
als 3 Millionen noch in ihren ost- und 
südosteuropäischen Heimatgebieten 
lebenden Deutschen, die durch den Krieg 
und seine Folgen besonders stark betrof- 
fen waren und aufgrund der gemeinsa- 
men Geschichte aller Deutschen einen 
besonderen Anspruch auf unsere solidari- 
sche Hilfe haben. Die Schaffung ange- 
messener Rahmenbedingungen für den 
Schutz und die Unterstützung der deut- 
schen Volksgruppen und Minderheiten in 
Osteuropa mußte daher Hauptziel unse- 
rer Politik sein. 
Durch die Verträge mit Polen, der CSFR, 
Rumänien und Ungarn sowie durch Ver- 
einbarungen mit den Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Sowjetunion konnten der 
rechtliche Status und die Entfaltungs- 
möglichkeiten der deutschen Minderhei- 
ten weitgehend gesichert werden. Bei der 
Beratung dieser Verträge und der Vorbe- 
reitung der hierzu formulierten Entschlie- 
ßungsanträge der Koalitionsfraktionen 
hatte die Vertriebenengruppe der Frak- 
tion einen prägenden Anteil. 

Durch den politischen Wandel in Oste"' 
ropa sind insbesondere auch erweiterte 
Möglichkeiten für kulturelle, gemein- 
schaftsfördernde, soziale und wirtscha»1 

liehe Hilfsmaßnahmen der Bundesrep11' 
blik Deutschland zugunsten der in der 
Heimat verbliebenen Deutschen eröff"e 

worden. Für diesen Zweck wurden 199" 
und 1991 insgesamt rd. 200 Mio. DM & 
im Jahre 1992 Mittel in gleicher HöheZj 
Verfügung gestellt. Mit rd. 250 Mio. V^ 
werden 1993 die Hilfen für die Deutsch 

^ 
Von Hartmut Koschyk, 

Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe „Vertriebene und 

Flüchtlinge" der CDU/CSÜ' 
Bundestagsfraktion 

in den ost- und südosteuropäischen St* 
ten fortgesetzt. 
Ergänzt werden diese Hilfsmaßnahme^ 
durch die Förderung der deutschen Sp 
ehe vor allem durch Entsendung und 
Ausbildung von Deutschlehrern. Auf 
Initiative der Vertriebenengruppe hab 
die Koalitionsfraktionen in einem En{' 
Schließungsantrag eine den gegebene*1 

Erfordernissen angemessene Ausweis 
dieser Hilfen sowie konkrete Maßnah'^, 
men zur Verbesserung der Lage der Ve 

sehen und zur grenzüberschreitenden ^ 
Pflege des deutschen kulturellen Erb«* 
den Regionen Ostmittel-, Ost- und So 
Osteuropas gefordert. Für die weitere 
Zukunft wird insbesondere die Ford«' 
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.üng der beruflichen Qualifizierung der 
J ngen Generation der deutschen Min- 

erheiten durch Stipendien, Studienauf- 
nihalte sowie berufliche Ausbildungs- 
nd Fortbildungsmaßnahmen in der Bun- 
esrepublik Deutschland als Alternative 
r eine Entscheidung zur endgültigen 

. Preise nach Deutschland zunehmende 
Deutung erlangen. 

t
ns8esamt haben diese Hilfen dazu beige- 

gen, vielen Deutschen in ihren ost- 
J1^ südosteuropäischen Heimatgebieten 
s °'fnung zu geben und ihnen eine Per- 
^Pektive zum Bleiben zu vermitteln. Dies 
j5hlägt sich auch bereits deutlich in dem 
,^/*gang der Aussiedlerzahlen nieder. 

^Tor bleibt offen  
11 dem Aussiedlerkompromiß der Par- 

u .n 'rn Rahmen der Beratungen zum 
j   egsfolgenbereinigungsgesetz, das ab 
Qnuar 1993 gilt, konnte eine gesicherte 
|. ^ndlage für die künftige Aussiedlerpo- 

. * gefunden werden. Wichtigstes Ziel 
ü 

r neuen Regelung ist es, die Aufnahme 
ej    Eingliederung der Aussiedler auf 
au eh

recntliche Grundlage zu stellen, die 
lj r* für die Zukunft einen sozialverträg- 
ln 

en Rahmen für den Zuzug und die 
. egration der Aussiedler gewährleistet. 
p^s Einvernehmen zwischen CDU/CSU, 
&u HUnC^ ^E* und damit auch zwischen 
für

nd und Ländern darüber, daß das Tor 
0fP le Aussiedler nach Deutschland 
ejn

en b|eibt, gibt der Aussiedlerpolitik 
sch       *te politische und parlamentari- 
sch Grundlage. Das Schicksal der deut- 
en D ^Ussiedler ist damit dem jahrelan- 
gen arte'enstreit enthoben. Dies wird 
A     

zu einer größeren Akzeptanz der 
ren Slec*'er in unserer Bevölkerung füh- 
Jrn Di- 
5Uj.   lc* auf die wichtigen Integrations- 
die       n für die deutschen Aussiedler, 
[^    u uns kommen, bleiben nach dem 

gstolgenbereinigungsgesetz die 

bewährten Eingliederungshilfen für die 
Aussiedler trotz Einsparungsnotwendig- 
keiten erhalten. Schwerpunkte bleiben 
die Sprachförderung, die Hilfen für junge 
Aussiedler aus dem Garantiefonds, die 
Zuwendungen an zentrale Verbände und 
Organisationen zur Beratung und Betreu- 
ung der Aussiedler sowie Leistungen 
nach dem Häftlingshilfegesetz sowie aus 
den Stiftungen für ehemalige politische 
Häftlinge und für ehemalige Kriegsgefan- 
gene. Hierfür werden auch in den kom- 
menden Jahren auf Bundesebene Mittel 
in Milliardenhöhe bereitgestellt. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
begrüßt die bei den Beratungen zum 
Kriegsfolgenbereinigungsgesetz erklärte 
Absicht der Bundesregierung, daß für die 
Vertriebenen in den neuen Bundeslän- 
dern, die bisher keinerlei dem Lastenaus- 
gleich vergleichbare Leistungen erhalten 
haben, eine Entschädigung gezahlt wer- 
den soll und ein entsprechender Gesetz- 
entwurf Anfang 1993 vorgelegt wird. 
Nach Auffassung der Vertriebenen- 
gruppe der Fraktion muß die Entschädi- 
gung so abgewickelt werden, daß die älte- 
ren Berechtigten frühzeitig und mit Vor- 
rang berücksichtigt werden. 

Verstärkung der Information 

Besondere Schwerpunkte der künftigen 
Aussiedlerpolitik werden die Verstärkung 
der Information über Aussiedler in 
Deutschland, die Durchführung des 
Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes in 
engem Kontakt mit den deutschen Min- 
derheiten, die Koordinierung der bewähr- 
ten Integrationsarbeit in Deutschland 
durch gegenseitigen Erfahrungsaustausch 
mit den für die Durchführung dieser Auf- 
gabe betrauten Verbänden und Einrich- 
tungen, verstärkte Kontakte zu den Deut- 
schen in den Aussiedlungsgebieten und 
die Informationsarbeit für die deutschen 
Minderheiten sein. 



EUROPj 

30. Jahrestag der Unterzeichnung de*j 
Elysee-Vertrags am 22. Januar 1963 
„Frankreich und Deutschland müssen 
den Weg zu einer Art Vereinigte Staa- 
ten von Europa weisen!" Nur ein Jahr 
nach dem Ende des 2. Weltkrieges hat 
Winston Churchill mit diesen Worten 
Frankreich und Deutschland aufgeru- 
fen, Motor der Europäischen Einigung 
zu werden, um Frieden, Freiheit und 
Wohlstand in Europa zu sichern. 

Der erste entscheidende Schritt hierfür 
war der am 9. Mai 1950 von dem franzö- 
sischen Außenminister Schuman vorge- 
legte Plan, die damals kriegswichtigen 
Wirtschaftszweige Kohle und Stahl einer 
gemeinsamen europäischen Behörde zu 
unterstellen. 
Mit Charles de Gaulle und Konrad Ade- 
nauer wurde aus Zusammenarbeit 
Freundschaft. Der sichtbarste Ausdruck 
deutsch-französischer Aussöhnung war 
der gemeinsame Gottesdienst des franzö- 
sischen Präsidenten und des deutschen 
Bundeskanzlers in der Kathedrale von 
Reims am 8. Juli 1962. 

Auf einer dauerhaften Basis 

Die Unterzeichnung des deutsch-franzö- 
sischen Freundschaftsvertrags im Elysee- 
Palast am 22. Januar 1963 hat diese 
Zusammenarbeit auf eine feste und dau- 
erhafte Basis gestellt. Halbjährliche Kon- 
sultationen der Staats- und Regierungs- 
chefs, vierteljährliche Treffen der Außen- 
und Verteidigungsminister, monatliche 
Abstimmungsgespräche der politischen 
Direktoren und regelmäßige Treffen von 
Vertretern der zwei Außenministerien 
sichern seitdem eine enge Abstimmung 
von deutschen und französischen Positio- 
nen. 

Die deutsch-französische Freundschaft 
hat unter der Kanzlerschaft Helmut 
Kohls an Dynamik gewonnen und sich1 

kritischen Situationen bewährt: 

- Der französische Staat5' 
Präsident Francois Mitterrand unterste 
den Nachrüstungsbeschluß der CDU- 
geführten Bundesregierung in einer Re<: 
vor dem Deutschen Bundestag anläßüc 

des 20. Jahrestags der Unterzeichnung 
des Elysee-Vertrags. 
Frankreich und Deutschland lassen sicn 

auch in Anbetracht pazifistischer Groß' 
demonstrationen nicht auseinanderdW1' 
dieren. 

I Bundeskanzler Helrm1' 
Kohl und Präsident Francois Mitterra«1 

besiegeln die deutsch-französische Vef 
söhnung über den Gräbern von Verdu" 
Damit machen sie klar, daß die Schrei 
ken der Vergangenheit nicht zu einer 
Politik des Gegeneinanders führen w^f' 
den; sie sind vielmehr Mahnung und 
Auftrag zur Gestaltung einer gemeins»' 
men friedlichen Zukunft. 

J 
6 

__ Die deutsch-fra 
sische Sicherheitszusammenarbeit wir1 

durch das gemeinsame Manöver „KeC 
Spatz" um eine neue Dimension erwe'' 
tert. Erstmalig proben 55.000 deutsche 
und 20.000 französische Soldaten unte 
deutschem Oberkommando den Einsa 
einer „schnellen Eingreiftruppe". 

Jim Rahmen der Feier- 
lichkeiten zum 25. Jahrestag des ElyseL 
Vertrags werden die Protokolle zur 0[. 
dung des deutsch-französischen Verte 
gungsrates und des deutsch-französi- 
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Glückwünsche für Bill Clinton 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
••to 20. Januar dem neuen Präsiden- 
ten der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Bill Clinton, das folgende 
Glückwunschschreiben gesandt: 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

Zu Ihrer heutigen Übernahme des höch- 
sten Staatsamtes der Vereinigten Staa- 
en von Amerika übermittle ich Ihnen 

Keine herzlichen Glückwünsche. Ich 
Wünsche Ihnen eine erfolgreiche Regie- 
Jngszeit zum Wohle Ihres Landes und 
er Völkergemeinschaft insgesamt. 

y1freue mich auf eine vertrauensvolle 
7"Usommenarbeit mit Ihnen. Unsere 
ejden Länder sind durch gemeinsame 
*i erte, eine festgefügte Freundschaft 

und eine enge, in Jahrzehnten bewährte 
Zusammenarbeit verbunden. Ein ent- 
scheidendes Bindeglied unserer Part- 
nerschaft bleibt das Nordatlantische 
Bündnis, das nicht nur Sicherheit und 
Stabilität für die eigenen Mitglieder 
gewährleistet, sondern auch zum Anker 
der Hoffnung für unsere neuen Partner 
im Osten geworden ist. 
Mit Ihnen und unseren Verbündeten 
wollen wir uns den neuen Herausforde- 
rungen in einer veränderten Welt stel- 
len. Gleichzeitig wird es weiterhin ein 
vorrangiges Ziel meiner Politik sein, die 
ausgezeichneten Beziehungen zwischen 
unseren beiden Ländern über den 
Atlantik hinweg weiter auszubauen und 
insbesondere die junge Generation ver- 
stärkt einzubeziehen. 

*e- Z1 Wirtschaftsrates in Bonn unter- 
er»     t- ^m Verteidigungsrat, dem die 
Und"1 Unc* Verteidigungsminister beider 
s'ch er an8ehören, werden seitdem alle 
rele     e'ts" unc* verteidigungspolitisch 
^    änten Dinge besprochen. 
tyj    ^iitschaftsrat gehören neben den 
den !,

cnafts- und Finanzministern die bei- 
tyj    entralbankpräsidenten an, die die 
ningafts-' F»nanz-, Geld- und Wäh- 
der

8sP°ütik beider Länder eng miteinan- 
J^timmen. 

ScK**"*l Die engen deutsch-französi- 
*ü e-n Insultationen tragen wesentlich 
i\|j  u.em rascnen und erfolgreichen 
Ql)er d-Uß der 2"P,lls-4-Verhandlungen 
tyjed  

e äußeren Aspekte der deutschen 
Bereinigung bei. 

lüB "titl ?** ^'e au^ deutsch-französische 
t,ve hin eingesetzten EG-Regie- 

rungskonferenzen führen zum Abschluß 
des Maastrichter Vertrags über die Politi- 
sche Union und die Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion. Damit ist 
die europäische Einigung in ihre ent- 
scheidende Phase eingetreten. 

21.-22.5.1992: _ Die operativen 
Pläne für den Aufbau des deutsch-franzö- 
sischen Corps als Kern einer künftigen 
europäischen Armee werden im Rahmen 
der deutsch-französischen Konsultatio- 
nen in La Rochelle verabschiedet. Damit 
ist die Grundlage auch für die verteidi- 
gungspolitische Handlungsfähigkeit 
Europas gelegt worden. 
Für ihre Verdienste um die europäische 
Einigung haben Bundeskanzler Helmut 
Kohl und Präsident Francois Mitterrand 
am l. November 1988 gemeinsam den 
Internationalen Karlspreis der Stadt 
Aachen erhalten. • 
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Dioxinverordnung verabschiedet: 
Grenzwert für Seveso-Dioxin halbiert 
Das Bundeskabinett hat am 
20. Januar den vom Bundesumweltmi- 
nister Klaus Töpfer vorgelegten Ent- 
wurf der Dioxinverordnung verabschie- 
det. Die Dioxinverordnung legt welt- 
weit die niedrigsten Grenzwerte für Di- 
oxine in Stoffen, Zubereitungen und 
Erzeugnissen fest. 

Die bisher gültigen und fortschrittlichen 
Grenzwerte der Gefahrstoffverordnung 
werden weiter abgesenkt. Für das beson- 
ders gefährliche Seveso-Dioxin wird der 
Grenzwert halbiert. Die Anzahl der gere- 
gelten chlorierten Dioxine wird von bis- 
her acht auf insgesamt siebzehn erhöht. 
Damit werden alle toxikologisch relevan- 
ten chlorierten Dioxine geregelt. 

Erstmalig werden auch Grenzwerte für 
acht bromierte Dioxine und Furane fest- 
gesetzt. Neu eingeführt wird mit der Di- 
oxinverordnung eine Anzeigepflicht für 
Zwischenprodukte, falls bestimmte Di- 
oxingehalte überschritten werden. Bisher 
waren Zwischenprodukte gänzlich von 
Regelungen ausgenommen. Die Dioxin- 
verordnung wird den bisher geltenden § 9 
Abs. 6 der Gefahrstoffverordnung ablö- 
sen. 

Um das hochgesteckte Ziel — die niedri- 
gen Grenzwerte — einhalten zu können, 
muß die Industrie bestimmte Herstel- 
lungsverfahren, bei denen Dioxine entste- 
hen können, entweder verändern oder 
darf sie nicht weiter betreiben. Die Di- 
oxinverordnung setzt also bereits am 
Beginn der Stoffflüsse ein. Somit leisten 
die neuen Maßnahmen einen wichtigen 
Beitrag zum vorbeugenden Umwelt- 
schutz. 
Klaus Töpfer: Die vom Kabinett verab- 

schiedete Dioxinverordnung stellt eine" 
weiteren Baustein zum Schutz des Me"' 
sehen und der Umwelt vor Dioxinen daf 

Die Bundesrepublik Deutschland nimi" 
damit wieder einmal die Vorreiterrolle' 
Sachen Umweltschutz in der Welt ein. 

Zusammen mit den bereits umgesetzte" 
emissionsmindernden Maßnahmen ufl(1 

Verboten im Chemikalienbereich habe" 
wir Maßstäbe für ein hohes Schutznive3 

gesetzt. 

Bisherige Schutzmaßnahmen 
Die Bundesregierung hat bereits in de" 
letzten Jahren folgende einschneiden^ 
Maßnahmen zum Schutz des Mensche" 
und der Umwelt vor Dioxinen eingeh' 
tet: 
• die Verordnung über Verbrennungs^ 
lagen für Abfälle und ähnliche brennt 
Stoffe (17. BImSchV), mit der der ext*1" 
niedrige Emissionsgrenzwert von 0,1 
Nanogramm/m3 Abgas vorgeschriebe" 
wurde, 

• die Verordnung über Chlor- und Bf0 

Verbindungen als Kraftstoffzusatz 
(19. BImSchV), die den Einsatz von S^' 
venger zum verbleiten Benzin untersi 
und somit die Dioxinbildung bei der 
brennung unterbindet, 

• die Novelle zur Klärschlammverord' 
nung, mit der erstmals ein Dioxin- 

V«r 

Höchstwert für landwirtschaftlich zu ^ 

zende Klärschlämme festgelegt wurde* 

• die Pentachlorphenol-Verbotsverord 
nung und 

• die Verordnung zum Verbot von p°J 

chlorierten Biphenylen, wodurch die 
größten Dioxineintragsquellen gestop 
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Klarer Rechtsbruch von ZDF und ARD 
jjlan traut seinen Augen nicht: Vom 
*7. August an will das ZDF, so 
Intendant Stolte, sein Hauptpro- 
gramm über den Satelliten ASTRA- 
1-C europaweit verbreiten. 

^ur Begründung verweist das ZDF 
auf die „industriepolitische Bedeu- 
tung" Deutschlands und führt an, 
Putsche Urlauber müßten auch in 
den europäischen Ferienländer ihr 
"eirnatprogramm empfangen können. 
Die ARD zieht am gleichen Strang: 
schon auf der letzten Hauptversamm- 
lung der ARD Ende November 92 
wUrde die europaweite Verbreitung 
der ARD-Programme über ASTRA- 
**C angekündigt. 

Offensichtlicher kann ein Rechtsbruch 
Schon nicht mehr sein! Der Sendeauf- 
j^g von ARD und ZDF ist auf 
Deutschland beschränkt; die Aus- 
'andsversorgung obliegt allein der 
jjundesrundfunkanstalt Deutsche 
welle. Es ist absurd: Einerseits jam- 
mern ARD und ZDF über zu hohe 
K°sten und sinkende Werbeeinnah- 

men, andererseits geben sie das Geld 
der Gebührenzahler mit vollen Hän- 
den aus. 

Damit ein deutscher Urlauber auch 
auf Sizilien das ZDF-Programm emp- 
fangen kann, will der Sender nicht nur 
10 bis 15 Millionen Mark Transpon- 
derkosten, sondern auch die zu erwar- 
tenden Rechtekosten in Höhe von 60 
bis 80 Millionen Mark jährlich in 
Kauf nehmen. Damit setzen ARD und 
ZDF den Expansionskurs fort, der 
schon 1991 mit der Verbreitung der 
regionalen Programme von SWF 3 
und N 3 über ASTRA-1-B ohne 
gesetzliche Grundlage begonnen 
wurde. 

Joseph-Theodor Blank, medienpoliti- 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: Die Bestands- und 
Entwicklungsgarantie wird so zur 
Farce; mit dem Grundversorgungsauf- 
trag, für dessen Umsetzung wir allein 
Gebühren zahlen, hat dies alles nichts 
mehr zu tun. Was wir erleben, ist eine 
massive Verschleuderung der Gelder 
der Gebührenzahler. 

u   den, da beide Chemikalien hohe 
rej n.Zentrationen an Dioxinen als Verun- 

'gungen enthielten sowie 
or(1

le Regelungen in der Gefahrstoff-Ver- 
v0 ^"g* die für das Inverkehrbringen 
1is       

ffen, Zubereitungen und Erzeug- 
ff»ct

en Grenzwerte für einige Dioxine 
l^etzt. 

Seh °Vember 1992 fand in Berlin unter 

ster
lrtTlnerrschaft des Bundesumweltmini- 

natj    
as v°n ihm initiierte zweite Inter- 

im °na,e Dioxinsymposium statt. Kürz- 
durchgeführte und auf dem Kongreß 

vorgestellte Meßprogramme belegen, daß 
die o. g. Verordnungen bereits zu greifen 
beginnen. Die Maßnahmen haben zu 
einer deutlichen Verringerung der Di- 
oxineinträge in die Umwelt in den letzten 
Jahren geführt. Festgestellt wurde auch 
ein Rückgang des Dioxingehalts für ein 
Endglied der Nahrungskette, die Mutter- 
milch. Um diesen Erfolgstrend weiter 
auszubauen und den vorbeugenden 
Gesundheitsschutz zu verbessern, wird 
der BMU auch zukünftig die notwendi- 
gen Umweltschutzmaßnahmen einleiten. 
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Pressestimmen 

Was ist es anderes als Betrug am Wäh- 
ler, wenn sich Politiker für ein „JA " zu 
politisch strittigen Aufträgen im Beifall 
ihrer Werftarbeiter sonnen, aber in 
ihren Kabinetten vor Grün und ihren 
linken Flügeln einknicken ? 

Neue Rheinzeitung, 25. 1. 93 
Er (Schröder) könne auch Wiederholun- 
gen nicht ausschließen. So provozierte 
er Satz für Satz nicht nur Grüne, son- 
dern auch Sozialdemokraten, die mit 
Entsetzen vernahmen, wie sich der Chef 
der Kabinettsdisziplin entzog und damit 
zugleich Vorschriften der Landesverfas- 
sung in Frage stellte. 

Frankfurter Rundschau, 23. 1. 93 

Bei der nächsten Friedensdemonstra- 
tion sollte er sich besser nicht sehen las- 
sen. Neue Presse, 22. 1. 93 
Wenn es einen Ehrentitel gibt, den der 
niedersächsische Ministerpräsiden tfür 
sich in Anspruch nehmen kann, dann 
den des größten Zeitvergeuders der 
Republik. Über eine Woche hat Ger- 
hard Schröders U-Boot-Kurs die Par- 
teifreunde, den Koalitionspartner und 
die Journalisten beschäftigt. . . Offen- 
bar nur, um sich „draußen im Lande" 
als kleiner Sonnenkönig zu profilieren, 
den Prinzipien und Koalitionsabspra- 
chen nicht berühren. 

Süddeutsche Zeitung, 23. 1. 93 

Termine 
1. 2. KPV-Bund 
Fachausschuß „Kultur", 11.00 Uhr, 
Bonn 
2. 2. KPV-Bund 
Fachausschuß „Jugend/Familie/ 
Soziales", 12.00 Uhr, Bonn 
3. 2. Senioren-Union, Sachsen-Anhalt 
Vorstand, Magdeburg 
3.2. CDU Bund 
Bundesfachausschuß Innenpolitik, 
Bonn 
4./5. 2. CDU Bund 
Landesgeschäftsführerkonferenz 
(Klausurtagung), Bonn und Politische 
Akademie Eichholz 
8. 2. KPV-Bund 
Fachausschuß „ Wohnungs- und 
Städtebau", Bonn 
9. 2. KPV-Bund 
„Fachausschuß„Umwelt", Bonn 

11. 2. KPV-Bund 
Fachausschuß „ Verkehrspolitik", Bonn 

12. 2. CDU Bund 
Vorstand und Koordinierungsausschuß 
BACDJ, Bonn 

12.2. Frauen-Union 
Bundesvorstand, 11.30 Uhr, Bonn 

12. 2. Frauen-Union Bund 
Sitzung des Vorstandes der deutschen 
Sektion der Frauen der EVP/EUCD, 
16.30 Uhr, Bonn 

12./13.2. CDU-LVNordrhein- 
Westfalen 
Klausurtagung der geschäftsführenden 
Vorstände, Marienthal 

13.2. Frauen-Union 
EVP-EU CD-Sektionssitzung, Bonn 
24. 2. MIT Sachsen-Anhalt 
Vorstand, Magdeburg 

27. 2. Frauen-Union NRW 
Vorstand, Duisburg 
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Öie SPD und der 
^üstungsexport 

.as gilt eigentlich noch das Wort 
j^es SPD-Ministerpräsidenten? 

lese Frage stellt sich mehr und mehr, 
ty!\n man die Doppelmoral und 
sJ

dersprüchlichkeit der vier norddeut- 
v en SPD-Regierungschefs in der 
Undtroverse um den Bau von U-Booten 

d Fregatten für Taiwan beobachtet. 

^ ganze Hin und Her zeigt die Unfä- 
^8keit der SPD, verantwortlich die 

°lerungsgeschäfte wahrzunehmen. 
(w ^pD spricht mit doppelter Zunge. 
^P^'ich tritt sie gegen Rüstungsexporte 
W ' heimlich setzt sie sich aber dafür ein, 
do. n es Um Interessen der eigenen Län- 
er8eht. 

Jjndsätze über Bord 
kein

8l8en der Beschlußlage der SPD - 
sen Export von Rüstungsgütern in Kri- 

^ach      e Und außerhalb der NATO - 
iiU .  e sich Ministerpräsident Schröder 
K(ist

Ü   a8 der v'er norddeutschen 
Hol en'ander Niedersachsen, Schleswig- 
Auft e,n' Hamburg, und Bremen für den 
(j   ra8 beim Bundeskanzler stark. 
Si^D ,as' °°wohl Schröder und seine 
*UV   K°llegen die Parteitagsbeschlüsse 
das j[ ^ inszeniert hatten. Aber, so zeigt 
SchliieiSpiel deut,icn: Parteitagsbe- 
Reai-se der SPD sind eine Sache, die 
k?l«*t 
% eine andere. „Wir haben ein Pro- 

?rai(t
m,t der Wirklichkeit", mußte SPD- 

\n !°nschef Klose unlängst selbst im 
Oa    °r^an ^Vorwärts" zugeben. 
dCr * ln diesem Sinne warfauch Schrö- 
'nein'ne henren Grundsätze über Bord: 
8ege 

em Abwägungsprozeß habe er 
Seme Prinzipien verstoßen, erklärte 

er am 20. Januar, er halte aber an seiner 
Entscheidung fest. Schon am nächsten 
Tag fiel Schröder wieder um. Die Grünen 
in Hannover zwangen ihre Koalitions- 
partner auf Kurs. „Wir haben gestern... 
sehr klar aufgezeigt, wo die Grenzen für 
alle Mitglieder dieser Koalition sind", 
erklärte der Grünen-Chef Trittin 
anschließend vor der Presse. 

Der SPD-Chef und Ministerpräsident in 
Schleswig-Holstein, Engholm, ging 

Unter der Lupe 
zunächst auf Tauchstation und ließ sei- 
nen innerparteilichen Konkurrenten 
Schröder im Regen stehen. Er habe nichts 
von dem geplanten Auftrag gewußt, 
widersprach er Schröders Darstellung. Er 
lehne den Export der Schiffe und 
U-Boote nach Taiwan aber ab. 

Zum Argument, mit diesem Entschluß 
Arbeitsplätze im eigenen Bundesland zu 
gefährden, sagte Engholm: Die Entschei- 
dung dafür trage nicht der Ministerpräsi- 
dent des Landes Schleswig-Holstein, son- 
dern der Bundessicherheitsrat in Bonn, 
„in dem ausschließlich Mitglieder der 
Bundesregierung sitzen". 

Doppelmoral 
Wer sich so zynisch aus der Verantwor- 
tung für notwendige Entscheidungen 
stiehlt und dabei ganze Wirtschaftszweige 
im Unklaren läßt, wird den Ansprüchen 
an einen Ministerpräsidenten nicht 
gerecht. Engholms Doppelamt als SPD- 
Chef und Ministerpräsident zeigt spiegel- 
bildlich die Doppelmoral der Sozialde- 
mokraten: einerseits realitätsfremde Par- 
teitagsbeschlüsse zu vertreten und sich 
andererseits in der Regierung mit der 
Wirklichkeit auseinandersetzen zu müs- 
sen. • 
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Die CDU in NRW will den Umbau, 
nicht den Abbau des Sozialstaates 
Ein klares Bekenntnis gegen Einspa- 
rungen im Sozialbereich a la Rasen- 
mäher-Methode stand im Mittelpunkt 
der Rede des nordrhein-westfälischen 
CDU-Landesvorsitzenden, Bundesar- 
beitsminister Norbert Blüm, auf dem 
10. Landesparteitag der NRW-CDU 
Mitte Januar in Neuss. 

„Diese Methode ist nicht der richtige 
Weg. Sie trifft Gerechte und Ungerechte 
gleichermaßen. Statt dessen müssen wir 
den Mißbrauch bekämpfen. Das ist zwar 
erheblich schwieriger als lineare Kürzun- 
gen, aber wesentlich sinnvoller. Die nord- 
rhein-westfälische CDU will den Umbau, 
nicht den Abbau des Sozialstaates", 
erklärte Blüm unter der großen Zustim- 
mung der rund 660 Delegierten. 

So werteten denn viele Beobachter auch 
das hervorragende Ergebnis (524 von 595 
Stimmen) bei seiner Wiederwahl als Lan- 
desvorsitzender als kräftige Rückendek- 
kung für die Position Blüms bei den Ver- 
handlungen über den Solidarpakt in 
Bonn. 
Noch einmal unterstrich Blüm, daß bei 
allen Überlegungen die Rente tabu sei. 
Dies bekräftigte auch der CDU-Bundes- 
vorsitzende, Bundeskanzler Helmut 
Kohl. Der Kanzler machte sein hohes 
Interesse an einem einvernehmlichen 
Ergebnis der Verhandlungen über den 
Solidarpakt deutlich. In diesem Zusam- 
menhang forderte er vor den Delegierten 
in Neuss eine Lehrstellengarantie Ost 
nach dem Vorbild der 80er Jahre für die 
fünf neuen Bundesländer. 

Wenn von Handwerk und Wirtschaft 
auch in den kommenden Jahren die Aus- 
bildung der jungen Menschen ernstge- 

nommen werde, dann sei bis zur Jahrtaü 

sendwende sehr viel getan für die junge 

Generation. 
Scharfe Angriffe gegen die SPD-Land^ 
regierung richteten unterdessen der no* \ 
rhein-westfälische CDU-Generalsekret" 
Herbert Reul und der CDU-Fraktions- 
chef im Düsseldorfer Landtag, Helmu1 

Linssen. Die seit 26 Jahren regierender1 

Sozialdemokraten seien verfilzt und hf,. 
ten in vielen Bereichen der Landespol' 
nicht mehr die Kraft umzusteuern. 

Es bleibt noch viel zu tun 
Reul betonte, daß die CDU dagegen | 
den vergangenen zwei Jahren konkrete 
inhaltliche Alternativen entwickelt haP 
so z. B. in der Bildungspolitik, bei der 
Bekämpfung des Drogenmißbrauchs,1. 
Verkehrsbereich und auf dem Parteitag 
Neuss zum Schutz der Bürger vor der 
tagskriminalität. Allerdings bleibe nc>cl1 

viel zu tun, um 1995 reif für einen M^c 

Wechsel in Nordrhein-Westfalen zu se1 

Der Generalsekretär, der mit über 92 • 
zent der Stimmen ebenfalls ein hervoff 

gendes Ergebnis der Wiederwahl erhie 

mahnte Reformen innerhalb der CD~ «( 
an. „Wir müssen unsere Partei sowon' 
unsere Mitglieder wie auch für Auße11 ^ 
hende attraktiver machen." Dazu leg1^ 
als Vorsitzender der Partei-Reformk0^ 
mission einen Zwischenbericht vor, <*e 

weitreichende Reformvorschläge entrl 

Daß die Partei diese Reformdiskussi" 
selbst vorantreiben will, zeigte anschl1 • 
ßend der Beschluß der Delegierten, Q°A 
bis zum 30. 6. dieses Jahres einen Sor> 
Parteitag zu diesem Thema durchzu füh- 

ren. 
Im Mittelpunkt der Antragsdiskussiö11 
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Ministerpräsident Bernhard Vogel 
jetzt auch Parteivorsitzender 

Auf dem 5. Parteitag der CDU 
Thüringen am 23. Januar 1993 in 
•Jena wurde Ministerpräsident 
Bernhard Vogel mit 91,3 Prozent 
der Stimmen zum neuen Landesvor- 
Slt*enden gewählt. 

^Urch Satzungsänderung wurde das 
'V• des „Ersten stellvertretenden Vor- 
sitzenden" neu eingeführt. Hier wählte 
der Parteitag den 32jährigen Chri- 
stoph Bender. Er war im November 
"89 Gründungsmitglied der Christ- 

jch-Demokratischen Jugend in der 
PR und ist seit Vereinigung der CDJ 

•J111 der Jungen Union Deutschlands 
eren stellv. Bundesvorsitzender und 

J^ndesvorsitzender in Thüringen. Er 
lrd sich vor allem um den Kontakt 
es Landesvorstandes zu den Kreis- 
erbänden kümmern und den Vorsit- 
enden bei Parteiterminen vertreten. 

2u Weiteren Stellvertretern wurden die Y ""VIVII   JH.I1V1.UH.H.III    WU1UCI1   Ulk 
andesfrauenbeauftragte Birgit Bauer 
nd der Kultusminister Dieter Althaus 

gewählt. 

Neben den Wahlen bildete die Rede 
des Vorsitzenden der CDU Deutsch- 
lands, Bundeskanzler Helmut Kohl, 
den Höhepunkt des Parteitages. Unter 
großem Beifall der 245 Delegierten 
und der zahlreichen Gäste forderte 
Kohl eine Umorientierung der deut- 
schen Politik angesichts der histori- 
schen Aufgabe der Wiedervereini- 
gung. Der Staat dürfe kein Steinbruch 
für Privatinteressen sein. Mißbrauch 
staatlicher Leistungen bei der Sozial- 
hilfe, beim Arbeitslosengeld, aber 
auch Subventions- und Steuerbetrug 
könnten nicht hingenommen werden. 
Zur Aufarbeitung der SED-Erblast 
seien über einen längeren Zeitraum 
erhebliche Transfers von West nach 
Ost im Umfang von mehr als 100 Mil- 
liarden DM pro Jahr nötig. Niemand 
im Osten müsse sich daraufhin sagen 
lassen: „Ihr kriegt zuviel!" Der Bun- 
deskanzler zeigte sich zuversichtlich, 
daß die sozialen und ökonomischen 
Schwierigkeiten in Ostdeutschland 
überwunden werden. 

st*nd 
gege 

ln Neuss das Sofortprogramm 
auSfvJ ^''tagskriminalität. Nach einer 

•e'd d     cllen Diskussion bereits im Vor- 
^nde

eS Parteitages — insgesamt 240 
besc, jUngensanträge lagen vor — 
fou.    ß der Parteitag das Proerai Parteitag das Programm mit 

genc*en Grundsätzen: 
technS°ne,le Aufstockur,g und bessere 
I ^  lsche Ausstattung der Polizei. 
frem , rachtung der Polizei von polizei- 
1^ Aufgaben. 
\A DSe,re Kooperation zwischen Bürgern r°'izei. 

• Härtere Bestrafung auch der Kleinkri- 
minalität durch die Justiz. 
• Förderung der Sicherheitspartnerschaft 
von Bürgern untereinander. 

Bestätigt wurden auf dem Parteitag Nor- 
bert Lammert, Elke Wülfing, Eckhard 
Uhlenberg und Irmgard Karwatzki als 
stellvertretende Landesvorsitzende. Für 
den nicht mehr kandidierenden Peter 
Hintze rückte Jürgen Rüttgers in das 
Stellvertreter-Quintett. Bestätigt wurden 
auch Schatzmeister Hans-Joachim Rauch 
und sein Stellvertreter Laurenz Meyer.  • 
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In der Bundesgeschäftsstelle der 
CDU, Abteilung Frauen- und Fami- 
lienpolitik, ist die Stelle 

eines Referenten/ 
einer Referentin 
zum nächstmöglichen Termin zu 
besetzen. 

Wir erwarten 

• Kenntnisse in der Frauen- und 
Familienpolitik, 

• organisatorische und konzeptio- 
nelle Fähigkeiten, 

• einen guten Sprach- und Briefstil 

• Erfahrungen in der Öffentlich- 
keitsarbeit 

• überdurchschnittliche Einsatz- 
bereitschaft. 

Die Bundesgeschäftsstelle der CDU 
sucht ab sofort 

Sekretärinnen 
für den Leitungsbereich. 

Voraussetzungen sind: 
• Berufserfahrung, gute Allgemein- 

bildung und Kenntnisse der allge- 
meinen Büroorganisation 

• Erfahrung im Umgang mit Textver- 
arbeitungssystemen 

• gute Stenografie- und Schreib- 
maschinenkenntnisse 

Der Bewerber/die Bewerberin soll 
analytisch und konzeptionell arbeiten 
können sowie eigenständig Konfe- 
renzen, Fachtagungen, Anhörungen 
und Arbeitsgruppensitzungen vorbe- 
reiten und durchführen. Er/sie soll 
auch den Aufbau der Frauen-Union 
in den neuen Bundesländern unter- 
stützen. 

Für weitere Auskünfte steht Ihnen 
Frau Ingrid Sehrbrock, 
Telefon (0228) 544314-315, 
zur Verfügung. 

Ihre Bewerbungsunterlagen richten 
Sie bitte an die 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 

— Abteilung Personal — 
Friedrlch-Ebert-Allee 73—75 
5300 Bonn 1 

• schnelle Auffassungsgabe 

• Leistungsbereitschaft und Beiast' 
barkeit 

Wir bieten eine leistungsgerechte 
Bezahlung und gute Sozialleistun- 
gen. 

Bewerbungen (mit Lebenslauf und 
Zeugniskopien) erbitten wir mög- 
lichst umgehend an die 

CDU-Bundesgeschäftsstell* 

— Abteilung Personal — 
Friedrich-Ebert-Allee 73—75 
5300 Bonn 1 
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ungsreisen 
der Jungen Union 

An,;!30' März 
"Beschluß 5. Februar 1993 

^ei/Jordanien 
<*bisl2.Juni 

Beschluß 30. April 1993 

s* 
jt^tersburg 
•HleU       uni 

Beschluß 15. April 1993 
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DM 2180.- 

$P 
Ari^,des^P^mber 

Schluß 30. Juli 1993 

ien 
Ar>ri,eulember bis 3- Oktober 

'Schluß 6. August 1993 

h^'Ostküste 
Anme|H • Oktober 

'Schluß 31. August 1993 

fe?u
D
av 

A|,niel,i   Ue2ember 
'"eschluß 15. Oktober 1993 

DM 

DM 

DM 

889.- 

989.- 

978.- 

DM 2500.- 

WIR MACHEN UNS STARK FUR 

EUROPA 

Die deutsche Europa-Partei 

• Europa-Straßenkarte 
Das europäische Fernstraßennetz 
auf einen Blick 
Bestell-Nr.: 9542 
Verpackungseinheit: 10 Exemplare 
Preis je Verpackungseinheit: 29 DM 

Stellungen richten Sie bitte an das 
ls-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 
Die Preise verstehen sich inkl. Versandkosten zuzügl. Mehrwertsteuer. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Wir stehen zusai  
gegen Haß und Gewalt .Ä 

Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasl,{ 

Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. 
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